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Die sowjJetische Informationspolitik ach Helsinki

eıit Mıtte der sechzıger Jahre hatte dieUhatte Generalsekretär Breschnew
die „ Verschärfung des ideologischen Kampfes“ zwıschen der „sozialistischen“
un der „kapitalistischen“ Welt immer wıeder erwähnt. Damals beunruhigten
VOTr allem die Texte der Dissıdenten un iıhr Echo 1n der nıchtkommunistischen
Welt die sowJetischen Machthaber Dann versetzten die tschechoslowakischen
Reformkommunisten der eiınen Schock, als S1e VO der Aufhebung der
Zensur un: freier Meinungsäußerung sprachen. Schliefßlich kam die sow jetische
Kommunikationspolitik durch die KSZE-Akte VO Helsinki @ 19%5 1n die
Klemme. Denn ach der Unterzeichnung mahnt INan VO Westen AUuUsSs immer
wiıieder a  5 W as enn 1U mMi1t dem „Ireıen Informationsflu{“‘ se1l

FEınen NEeCUEN Akzent 1ın diese Auseinandersetzung brachten die Forderungen
VO Dıiıssıdenten 1n der SowJetunion ach Helsinki,; die den Westen aufforderten,
sıch nıcht durch sowJetische Drohungen einschüchtern lassen. Sacharow schrieb
1975 „Notwendig ware eın freier Austausch VO Büchern, Zeıtschriften, SEr
tungen un Filmen.“ Damıt drückte Aaus, W as viele Angehörige der SOW Jet1-
schen Intelligenzija sıch heimlich wünschten, auch WEeNn S1e keine oyrundsätzlichen
Gegner des SowJetregımes

Die Forderung nach einem treien Informationsfluß zwıschen (Ost un West
verband sıch ach Helsinki zunehmend mMIi1t der Diskussion ber die Menschen-
rechte un deren Eınhaltung 1n den „soz1ıalıstıischen Staaten“. Westliche Massen-
medien, Publizisten un!: Politiker stellten die Unterdrückung der Presse- un In-
tormationsfreiheit 1n der SowJetunion mehr un mehr als typisches Kennzeichen
elines undemokratischen Regimes heraus, als einen Beweıs für die Nıchtexistenz
VO  i Menschenrechten, W1€e S1€e VO  e} den Vereinten Natıonen proklamiert
worden Gerade die u sowJetische Verfassung VO Jahr 1977 lieferte
hierzu yenügend Diskussionsstoff, WenNnn INan die sowjetische Interpretation der
Verfassung der Verfolgung der Dissidenten gegenüberstellte.

Uminterpretation der Beschlüsse Gegenpropaganda
[Das sowjJetische Regime WAar durch die Folgen VO  a Helsinki verschreckt. Pil-

Eerst versuchte I1a  a CS MILt einer Uminterpretatıon der Beschlüsse VO  } Helsinkı.
Zwel sowjetische Autoren formulierten diese Auslegung folgendermaßisen: 95 Un"
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geachtet aller sozi1alpolitischen un ideologischen Unterschiede und Wider-
sprüche 7zwıischen ihnen den Unterzeichnern der Schlußakte VO  —$ Helsinki) A vn
lang CS Helsinki, allgemein akzeptable Prinzıpijen für den Austausch VO  -

Informationen un BAH konkretes Programm für die Zusammenarbeit auf die-
SE Gebiet vereinbaren Entsprechend der Schlußakte mu die Verbreitung
VO Inftormationen basıeren aut der Anerkennung der Souveränıtäat aller taa-
LE der Nıchteinmischung dıe HGLE Angelegenheiten, der Beachtung iıhrer
(jesetze un Rechte, un S1IC MUu der Sache des Friedens un der gegENSEILLSECN
Verständigung den Völkern dienen LOsSsew der beiden Verfasser
des Textes, 1ST stellvertretender Generaldirektor der sowjetischen Nachrichten-
agentur ASS

Deutlich hat Breschnew SC1NECIN Ausführungen ber die Ergebnisse der
SZE Konfterenz ausgedrückt da{fß die sowjetischen Machthaber für die innNere

Ordnung der SowjJetunion fürchten, wWenn ein freier Informationsflu{fß die
Sowjetbürger MITL unzensierten Nachrichten un Kommentaren konfrontieren
sollte Er unterstrich da{fß CS nıemandem gESTALLEL sCIN soll, „indem sıch auf
diese der JENEC Vorstellungen ber den Charakter der Außenpolitik STUTZT,
versuchen, anderen Völkern diktieren, WIC S1IC ıhre AA Angelegenheiten
ordnen sollen“ * Diese sow jetische Umuinterpretatıion Souveränıtat bedeutet

achrichtenkontrolle der Schlußakte VO Helsinki liegt bis heute allen 4G
tischen Angriften autf freien Informationsflu{fß zugrunde

Gleichzeitig betonte Man, da{fß die SowJetunion selbstverständlich Intor-
AatLI1ONS un Kulturaustausch interessiert SC1 jedoch könne INa  — keinesfalls die
Verbreitung VO  — Kriegshetze Rassısmus Pornographie us  A zulassen So heifßt
C6$S sowjJetischen Veröftentlichung ZUuU Thema „Friedliche Koex1istenz
und ideologischer Kampf Die Länder des Sozialiısmus sind keine Geschlossene
Gesellschaft die dem Kontakt IM1L anderen Völkern AUuUS dem Wege geht W1e die
bourgeoise Propaganda versichert Wır sind often für alles Wahre, Ehrliche
ber die SowJetunion, die anderen soz1ialistischen Staaten können bei siıch die
Verbreitung VO bourgeoiser Pseudokultur, lügnerischer antisowjetischer Intor-
mMatıon nıcht zulassen, enn das wiıderspricht den kommunistischen Idealen und
ethischen Normen Unsere (jesetze verbieten die Propaganda VO  «} Krıeg, S1-

schem, natıonalem Hafß un Hader CC

Die Umuinterpretatıion der Schlußakte VO Helsinki hatte Westen nıcht
den gewünschten Erfolg So begann die „Konterpropaganda ach ersten

Phase der Unsicherheit INIT hysterischen Vorwürfen, der Westen mische sıch
1e  ]IIEGTEN Angelegenheıten SOUVEraNEC Staaten ein un blocke den Ent-
spannungsprozefß ab Diese Vorwürfe siınd Leitlinie un Rahmen für die JE-
tische Konterpropaganda die Zzeitlich gyesehen ı re1l Stutfen aufeinanderfolgte,
wobe]l natürlich die Argumente un Vorwürfe der vorherigen Stufe ıcht aufge-
geben wurden
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Zuerst wI1es Ina  ; entrustet die westlichen Vorwürftfe zurück, daflß CS keinen
freien Intormationsfluß VO  } VWest ach Ost gebe. Dann beschuldigte INan den
„kapiıtalistischen Westen“, den freien Strom VO Informationen AaUus den sSOZ14-
listischen Staaten unterbinden und behindern. Und schließlich konzen-
trierte INan sıch auf die Behauptung, 1n den „kapitalistischen“ Staaten würden
die Menschenrechte mıßachtet. Das 'Thema „Desintormation“ der Bürger „kapi-
talıstischer“ Staaten wurde damıit einem (unter vielen) „Beweısen“ für die
Behauptung, da{fß der Herrschaft des Monopolkapitals keine wahre Demo-
kratie exıstiere.

Die Zahl der sowJetischen Veröftentlichungen diesem 'Thema 1St unüber-
schaubar geworden. Presse, Rundfunk, Fernsehen, Buchverlage ließen 1n der
SowJetunion keine Woche vergehen, 1ın der nıcht Außerungen VON Publizisten
un Funktionären den Sowjetbürgern klarmachten, da{ß allein s1e ber die
wahre Presse- un Intormationsfreiheit verfügten, da{ß der „kapitalistische“
Westen weder diese Freiheiten och die Menschenrechte wahre.

ıne logische Folge dieser Gegenpropaganda War, da{ sıch 1n den sowJetischen
Massenmedien die Darstellung der „kapitalistischen“ Welt wıieder weıtgehend
auf Negativbeispiele und Zzröbste Verzerrungen beschränkte, die alle der einen
These dienten: Im Kapıtalismus o1bt CS keine Menschenrechte, sondern LUr Aus-
beutung un Lüge Mıt tatkräftiger Unterstützung durch die Massenmedien der
DDR wurde diese These auch auf die Bundesrepublik Deutschland angewendet.
Eıner der ständıg wiederholten Vorwürfe autete dabei, da{fß S1e durch die Sen-
dungen der „Deutschen Welle“ un die Zulassung „amerikanischer Hetzsender“
auf ıhrem Territorium die Entspannung behindere.

Erst nach der Ankündigung des Besuchs VO  z Staats- und Parteichef Breschnew
1n der Bundesrepublik Deutschland anderte sıch innerhal kurzer Zeit das Bild
der Bundesrepublik 1n den sowJetischen Medien. Auf einmal] teraten wırtschaft-
lıche, technische, industrielle Leistungen wıieder 1n den Vordergrund. Aast in
jedem Bericht wurde betont, da{fß die Mehrheit der deutschen Bevölkerung den
Besuch Breschnews begrüße. Welche Auffassung INa  e} VO  . Informationspolitik 1n
Moskau hatte, geht AaUSs dem Fernsehtext Breschnews hervor. Er wurde VOTr der
Abreise AaUuS Moskau aufgenommen un enthielt bereits die zuversichtliche Be-
hauptung, WwW1e€e nützlich un erfolgreich die Gespräche SCWESCH seıen bevor
INa  =) sıch überhaupt begegnet Wa  —

Was VO den sowJetischen Behauptungen halten ist, dafß die westlichen
Staaten den freien Informationsfluß behindern, haben WiıissenschafHer un Publi-
zıisten klar herausgearbeitet, VOT allem Wettig in seinem Buch „Der Kampf

die freie Nachricht“ (Zürich Hübner schrieb VOT der Belgrader
KSZE-Folgekonferenz ber die sowJetischen AÄußerungen ZUr Menschen-
rechtsproblematik: „Dıie propagandistische Argumentatıon richtet siıch eindeutig

die $owjetische Bevölkerung, 1n der s1e nonkonforme Intormationen ber
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Menschenrechte 1ın Ost un West neutralisieren bzw durch Desintormatıon er-

serLzZeN oll Dıie iın der Hauptsache ach ınnen gerichtete propagandistische
Argumentatıon erfüllt auch eınen außenpolitischen Zweck Sie richtet sıch indi-
rekt westliche FEntspannungspartner un soll be] ıhnen durch das Vorführen
der gegebenenfalls den Westen riıchtbaren Vorwürte deren Befürchtung
bestärken, da{ß die 1N Belgrad durchaus einer Konfrontatıon un
einem Abbau der Entspannung bereit se1ın könnte, falls der W esten die
kritisıeren sollte.“

Es gelang der SowjJetuni0on, autf der Belgrader Konfterenz eınen Schlufßtext
verhindern, der das Problem der Menschenrechte (damıt auch der Presse- un
Informationsfreiheıit un des Informationsflusses) herausstellte. Der Leiter der
sow Jetischen Delegatıon 1in Belgrad, Ju W oronoWw, erklärte 1n eiınem TLASS-In-
erview: „Wıe bekannt haben die Delegatıon der USA un einıge VO den Ge-
sinnungsgenossen Aaus der NATO VO den ersten Tagen des Belgrader Forums

un 1m Verlauf seıner SaNzZCN Arbeit ıhre Anstrengungen darauft gerichtet,
die Begegnung 1n eın Instrument des kalten Krieges umzutunktionieren, s1e 1n
eın Feld ideologischer 7Zusammenstöfße verwandeln. Statt sıch einzusetzen für
die Festigung des gegenseitigen Verstehens un Vertrauens den Staaten
un Völkern Europas, bemühten sS1e sıch, Zwietracht und Mifßtrauen saen, 1N-
dem S1e für diese Ziele einen umfangreichen Propagandaapparat mobilisierten
Diese Versuche sınd jedoch, w1e bekannt, vollständig gvescheitert. Eınen Schatten
autf die Praxıs des realen Soz1i1alısmus werfen der werktätige Mensch 1mM
Mittelpunkt der Sorge VO Staat un: Gesellschaft steht Aann INan tatsächlich
NUTI, WEeNnN INa  a) jedes Gespür tür die Realıtät verloren hat « 5

Sowjetische Forderungen un: Vorschläge

Konkret möchte die Sowjetunion:
eıne völkerrechtlich verbindliche Regelung, daß der Nachrichtenstrom AI

dem Ausland durch eın eıgenes Regierungsfilter laufen mufß: eın Verbot VO  $

Rundtfunk- un Fernsehsendungen, die grenzüberschreitend un unkontrolliert
die Bürger „soz1alıstischer“ Staaten gefährden könnten; eın informationspoli-
tisches Verhalten der „kapitalistischen“ Länder, das eLtwa2 dem der soz1ialistischen
Bruderländer entspricht, 7zumindest aber dem der Ennischen Massenmedien.

Die Sowjetregierung hat ın den Jahren ach dem 7Zweıten Weltkrieg ımmer
wıeder Rundfunksendungen Aaus dem Ausland protestiert, die 1n Sprachen
der Völker der Sowjetunion ausgestrahlt wurden. Sıe hat diese Sendungen ganz
oder zumındest Zzeıtwelise durch Störsender behindert. Als „Einmischung 1n die
inneren Angelegenheıiten“, „Dıiversion”, „Gfi £) „Elektronischer Imperialismus“
werden VOT allem die Sendungen VO folgenden Sendern bezeichnet: ‚Radıo

47 595



Die sowjetische Informationspolitik ach Helsink:

Liberty A VOIice of AÄAmerica „Deutsche Welle“, ”B (London). Dıies ilt
aber auch der „Stimme Israels“ un den „Religiösen Funkzentren ı System des
klerikalen Antiıikommunismus“ Y allen relig1ösen Sendungen, die für Bürger
der SowJetunion ı Ausland ausgestrahlt werden.

Nıcht erwähnt wiırd dabei dafß die 5SowJjetunion den Wanzıger Jahren da-
MI begonnen hat den Rundfunk als grenzüberschreitendes Propagandamedium
STun sıch keinem Einwand anderer Staaten zugänglıch Bıs heute
strahlen sowJetische Sender alle Erdteile Sendungen Aaus, die nıcht RHNNS die
CISCNCN Errungenschaften verkünden, sondern sehr konkret und art Kritik
der Innen- un Aufßenpolitik anderer Staaten ben

Im Aprıl/Mai 1976 wurden PTO Woche mehrsprachige Auslandssendungen
nach allen Weltteilen folgendem Sendevolumen ausgestrahlt SowJjetunion
2000 Stunden, inuten (ın rund Sprachen) Volksrepublik China 1366
Stunden, inuten USA (Voice of AÄmeri1ca) 797 Stunden Großbritannien
(BBC External Services) 698 Stunden 35 inuten Bundesrepublik Deutschland
6061 Stunden, 50 inuten

Als 1977 bekannt wurde da{fß die USA bald der Lage SC1IN würden durch
Fernsehsatelliten Bildschirme anderen Ländern erreichen, wandte sıch der
sowjetische Außenminister Gromyko den UN-Generalsekretär un forderte
e1IiNeEe internationale Konventıon S1e sollte derartige Übertragungen 1Ur bei „klar
ausgesprochenem Eınverständnis des betroftenen Landes“ erlauben Auf der
UNESCO Konterenz Nairobi hat die SowJetunion 1976 versucht SCINCINSAM
MI1 anderen Ostblockstaaten CR VO  z CIN1ISCH Ländern der rıtten Welt
CHIE Deklaration durchzusetzen die den Nachrichtenfluß staatlichen Kon-
trolle unterwerfen oll Di1e Bundesregierung hat damals durch Staatssekretär
Hermes VOT solchen Eingrift die Presse- und Informationsfreiheit gC-

Der VO  3 der SowJetunion gewünschte Beschluß kam nıcht zustande
Dafß die SowJetunion be] ıhren Bemühungen VO  $ soz1ialıstischen Bruderlän-

ern AAwıird 1ST nıcht erstaunlıch In diesem Zusammenhang mu{fß aber
auch CIMn Vorschlag VO Korobeinikow der Zeitschrift „Internationales Leben
erwähnt werden Er schlug für das Intormationsverhalten das Modell Finnland
VOT Nun 1ST 6S eın Geheimnis, da{fß die finnıischen Massenmedien siıch auf Grund
des Einflusses der SowJetunion, Zurückhaltung auferlegen INUsSsSCNMN un das Nnn1ı-
sche Fernsehen selbstverständlich nıemals könnte, CIM „antiısowjetische“
Sendung auszustrahlen, zumal ı Estland die Ainnischen Sendungen empfangen
werden.

Korobeinikows Vorschlag 1ST ZWAaar nıcht WwWweIliftfer vertieft worden aber CIN1ISC
Wıssenschaftler der UnıLversität Tampere (Finnland) untferstutfzen die SOW JEL1L-
schen Forderungen nach „NCcYE Informationsordnung“ Die beiden Nnn1-
schen Wıssenschaftler Nordenstreng un Varıs loben Artikel dafß
auf UNESCO Konferenz des Jahres 1974 die Delegierten der soz1alisti-
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schen un Entwicklungsländer „unterstrichen haben, da{ß die Idee VO ‚Ireien
Flu{£ß der Informationen)‘ eindeutig veraltet 1St und da{ß Ina  3 s1e VO der OsS1-
t10Nn der gegenwärtıigen polıtischen Entwicklung Aaus dem vergangenen Jahrhun-
ert zurechnen mu{fß Dieses Urteıil ber die Doktrin des ‚Tfreıen Flusses‘, diese
Ablehnung 1St ausschliefßlich möglich geworden dank der Veränderung der
Kräfte 1 Weltma{fßstab ZUgZgUNsSteEN des Sozialismus, dem 7zweifellosen Anwach-

C xsemn des Einflusses der ınternationalen antıımperialıstischen Bewegung.

FEın taktisches anoOver der Sowjetunion

Der sowjJetische Kampf eınen treien Informationsflufß und den FEinflu{fß
westlicher Massenmedien oilt ZU.EePst dem Schutz un der Abschirmung der
wjetischen Bevölkerung un der Völker der soz1alistischen Bruderländer. Er
wırd jedoch gleichzeitig geführt, den Einflufß westlicher Massenmedien und
Nachrichtenagenturen 1n der SaNnzCh Welt zurückzudrängen. Die staatliche
Nachrichtenagentur ASS 1St diesem Gesichtspunkt ZUE Weltagentur gCc-
macht worden. ber ihre mangelhafte Aktualität un Zuverlässigkeit hat ıhr
‚A SB o OFT Einflufß verschafflt, ihr die „antiimperialistische, antikolonialistische,
antikapitalistische“ Einstellung einer Regierung eıine Sonderrolle einriumte. Im-
merhın stellte eıne UNESCO-Untersuchung 1n den sechziger Jahren test, dafß
ASS für Prozent der Weltbevölkerung die einz1ge Nachrichtenquelle sel
SeIit 1961 erganzt die sowjetische Agentur NOWOSTI das Angebot VO

ASS 1n der Welt durch geschickt aufgemachte Auslandspropaganda, eıgene
Publikationen, Ausstellungen USW.

Dıie SowJetunion hat es verstanden, ıhre Bemühungen die Zurückdrängung
westlicher Nachrichtenagenturen MIt dem Bestreben einıger Entwicklungsländer

verknüpfen. Das Problem, W 1e eine bessere Informationsordnung 1n der
Welt erreicht werden kann, W AaAr bereits 1946 von den Vereinten Natıonen aut-
gegriften worden. Der Sozialrat entwarftf seinerzeit eine Reihe VO  - Grundsätzen:
Informationsfreiheıit, treler Zutritt allen Nachrichtenquellen, Verbot der
Vorzensur, Herauslösung der Nachrichtenorganisationen AaUusS$s der Hand des
Staats oder der Interessenten, Umwandlung 1n treuhänderische Organısati1ons-
tormen, internationale Berichtigungspflicht. Alles Bemühen der Vereıinten Na-
t1ıonen, elıne „Charta für die Rechte un Pflichten der Informationsorgane“
durchzusetzen, Wr damals vieljähriger Bemühungen Wiıiderstand
der SowJetunion gescheitert.

In den sechziger und siebziger Jahren wurde das Thema einem
Gesichtspunkt aktuell. SO forderte die Katholische Weltunion der Presse
(WEIP),; da{fß dem meinungsbildenden Strom VO Nord ach Suüd ein ebenso STAar-

ker Nachrichtenstrom 1n umgekehrter Rıchtung entsprechen musse Dıie Schwie-
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rigkeit beruht allerdings darın, dafß zahlreıiche Entwicklungsländer weder NnNnan-
71e]1] noch technısch 1n der Lage sind, entsprechende Agenturen 1NSs Leben
ruten.

Das 1St jedoch 11UTr die eıne Seıite des Problems. In zahlreichen Ländern der
rıtten Welt herrscht keine Presse- un Informationsfreiheit. Und SA scheint S
als waren gverade jene Staaten, die ıhren Bürgern diese Rechte nıcht vewäahren,
daran interessiert, durch eıgene Agenturen eın Nachrichtenmonopol einzurich-
teNns das ıhnen aufßerdem noch die Möglichkeit ZUT Auslandspropaganda 1n die
Hand 21bt. So stellte der Jahresbericht 1977 des Internationalen Presse-Institu-
tes 1n Zürich fest, dafß zahlreiche Zwischenfälle 1n Uganda Adus$s Marschall Idi
Amın einen eıister der „manıpulateurs de la PTCSSC O77 vemacht haben

Diese Sıtuation macht sıch die S5SowJjetunion ZUNUTZe, WENN sS1e Auft$tkitt, als
würde S1e die Interessen der einstigen Kolonialvölker VOT der Weltöftentlichkeit
vertireten Dıie Weltorganisation der Journalisten „  e“ eine VO  3 Moskau ab-
hängige Urganısatıon, un ıhre 1n Russıisch, Französisch, Englisch und Spanıiısch
erscheinende Zeitschrift „Demokratischer Journalıist“ unterstutzt diese Bestre-
bungen mı1t Argumenten, W1e WIr S1e bereits VO den beiden finnıschen Wiıssen-
schaftlern gehört haben

Die Bemühungen der Länder der rıtten Welt bzw der blockfreien Länder,
ıhre eigenen Informationen verstärkt verbreiten U sıch dafür eigene Appa-
rate schaften, wurden vorangetrieben durch eıne Reihe VO  e} Konferenzen:
1973 1ın Algıier, 1975 1n Lima; 1976 1n Neu-Delhlhi, 1976 1n Colombo. Die Dekla-
ratıon VO  3 Neu-Delhi forderte einen AaussgewW OSCNCNH gegenseıltigen Nachrichten-
flufß, eıne Befreiung der eigenen Medien VO „kolonialen Erbe“, eine CNSC JAl
sammenarbeit der eigenen Agenturen. Dıie Abwehrhaltung galt eindeutig den
„Zentren des estens“. In Neu-Delhi beschlossen die Mınıster, einen Pool der
Presseagenturen der nıchtblockgebundenen Länder schaften.

Auf der Generalkonferenz der UNESCO 1n Nairobi (1976) wurde das
LThema CerHeu aufgegriffen, 11U durch die Vereıinten Natıonen. Wıe bereits e_

wähnt, lag der Konferenz eın VO  a} den Ostblockländern un den Ländern der
rıtten Welt entwickelter Deklarationsentwurf VOT, der ach westlicher Auf-
fassung den frejen Austausch VO  e Intormationen staatliche Aufsıicht C
stellt hätte. Er kam nıcht zustande.

Erneut wurde das IThema auf der Konterenz arabischer un europäischer
Nachrichtenagenturen 1n Konstantinopel un autf einem internationalen 5Sym-
posıum VO  $ Journalisten un: Leitern VO  en Nachrichtenagenturen 1n Florenz
(1977) dıiskutiert. Miıt Genugtuung stellten die sowjJetischen Vertreter test, da{ß
1n Florenz der tunesische Intormationsminiıster die westlichen Agenturen Aart
kritisıerte. Zwel sowJetische Medienfunktionäre stellten anschließend befriedigt
fest: S War bezeichnend, da{fß dıe Journalısten AaUus den Entwicklungsländern
be] der Behandlung der führenden Nachrichtenagenturen auf dem Symposium
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1n Florenz besonders unterstrichen, da ıhre Kritik ıcht den Agenturen der
SowJetunion un der soz1alistischen Bruderländer oilt, die umfangreıich un:
wohlwollend das Leben der Völker Asıens, Afrıkas un Lateinamerikas be-
leuchten.“ 11

Da{fß die SowJetunıion ıhre Taktık 1n dieser Rıchtung weıter verfolgen wird,
aflt sıch Aaus dem eben angeführten Artikel „Gegen das Joch der Monopole“ eNt-

nehmen, WEeNnNn N OFt heifßt „Die Arbeit ZUT: Verwirklichung NCUCTI, wahrhafti-
SCI, den Siıtuationen des heutigen Tages entsprechender Prinzıpien un Normen
für die internatıiıonale Verbreitung vVvon Intormatıonen hat erst begonnen. Vor-
AaUS lıegt ein harter, dorniger Weg, der bewältigt werden mu{ den verbis-

Wiıderstand des Imperialismus. 1ne der Hauptvoraussetzungen für den
Erfolg 1St Steigerung der Aktıivıtät der progressıven Kräfte, der Journalısten
un: ihrer Berufsorganisation 1n diesem Kampf, weıtere Entwicklung der Z
sammenarbeit 7wischen Nachrichtenagenturen, Massenmedien und Journalısten
der soz1alıstischen un der Entwicklungsländer.“ Im Klartext bedeutet. das, die
sowjJetischen Agenturen und die Agenturen der soz1alıstıschen Bruderländer
sollen jene Rolle einnehmen, die heute VO  3 den westlichen Weltagenturen e1n-
Swırd

Intormatıon un öffentliche Meınung

In der Sowjetunion hat sich der Zuteilung VO  3 Nachrichten, durch

geheime Sonderdienste der TASS, ach Helsinki nıchts geaändert. Obwohl die

sowjetische Führungsspitze ber zahlreiche Informatıonen verfügt, die dem
Durchschnittsbürger unbekannt sind, 1St s1e ber zahlreiche Probleme 1mM eigenen
Land mangelhaft ınformuıiert. IIDenn auf dem Informationsweg nach ben bese1-

tigt jede NStAanz verständlicherweıse jene Informatıonen, die ıhr selber schäd-
ıch se1n könnten. Die Machthaber sind siıch jedoch darüber klar, daß das Regime
NUuUr be1 ausreichender Intormatıon der Spitze funktionieren annn 1)a 6S keine
freie öftentliche Meınung 21bt, hat das 5System versucht, MIt Hiltfe der Meınungs-
forschung 7usätzliche Intormatıonen als Führungshilfe gewınnen.

Intormatiıonen INAall auch un VOL allem AaUSs Leserbrieten. Auf dem
NX  < Parteitag der Breschnew: „Eıne der wichtigsten Formen

des Kontakts uUunserer Parteı un ihres Zentralkomitees MI1t den Massen sind die
Brietfe der Werktätigen.“ 1977 verkündete das einen besonderen Erlafß Z
weıteren Verbesserung der Arbeıt mIi1t den Brieten der Werktätigen 1m Licht der
Entscheidungen des Z  < Parteitags der aSWU“ Es braucht nıcht niäher
AÄutert werden, da{ß jeder Sowjetbürger, der einen Leserbrief schreıibt, sıch
jene Selbstbeschränkung auferlegt, die für die Selbsterhaltung für notwendig
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halt Dasselbe oilt VO  ; der ımmer wıeder geforderten „Kritik un: Selbstkritik“.
Das heißt, der Informationszuwachs Aaus den Brieten 4annn aum ausreıichen.

Das 5System steht sıch be] der Lösung des Problems selber 1m Weg Nach W1e€e
Vor gelten die Zensurbestimmungen, die Zzew1sse Vorkommnisse tabuisieren. Das
annn eınen Flugzeugabsturz betreffen: oder die Zahl der Erdbebenopfer 1n der
SowJetunion oder Ausschreitungen, W 1e S1e sıch ach einem Fufßballspiel

Oktober 1977 1n Wılna ereıgneten. Dıie Zensurvorschriften umfassen eıne
Kette VO Tabus, angefangen mit dem Verbot, ber die Zensur

berichten, bıs hın Angaben ber die Zahl der vernachlässigten Kinder. Die
Zensurinstitution GLAVWALE erganzt die Tabuliste durch regelmäßige Zirku-
lare Im sowJetischen Journalistenjargon heißen S1e „ Talmud“

Völlig unerwünscht sind natürlich die Meinungen und Äufßerungen VO  e) Diss1-
denten, die teilweise auch 1n oftenen Briefen die Führungsspitze gerichtetsiınd Ihr Verbreitungsgrad 1St sicherlich gering, solange die Texte nıcht 1nNs Aus-
and gelangen. Der russische Philosoph SInOWJeW hat 1m Samıiısdat den KO=
MNan „Klaffende Höhen“ veröftentlicht. Er spielt 1m Phantasıieland Ibansk A Slameınt 1St die SowJetunıion. An einer Stelle des Romans wırd die rage gestellt,
W1€e INan Angehörige un Freunde schnellsten informieren könne. Dıie Ant-
WOTFL lautet: Wende dıich einen ausländischen Korrespondenten, der ın Moskau
arbeitet. Am nächsten Tag 1St Sanz Ibansk iıntormiert.

Angesıchts dieser Informationspolitik 1St B nıcht erstaunlıch, dafß ein ZuLtInformierter, der nıcht Zu Kreıis jener gehört, die offiziell intern intormiert
werden, bereits als verdächtig oilt. Max Frisch schreibt 1n seinem Vorwort
Kopelews Buch „ Verbietet die Verbote“: „ Wer ZuL informiert iSt, oilt hier (inder 5SowjJetunion) als Außenseiter, auch WenNnn sıch Marx und Lenın bekennt
un den Rıchtlinien des etzten Parteitages; 1sSt schon verdächtig, weıl CI,1m Gegensatz ZU Volk, informiert 1St.  CC 4 :0)

Dıie fortgesetzten Einschüchterungsversuche behindern den unerwünschten
Informationsfluß. Man droht, verhaftet, urteılt ab, SPDEIIT 1n psychiatrische Kli-
nıken, Wenn „Staatsgefährliche Informationen“ 1n Umlauf SESETZT werden. Der
Versuch der Intelligenzija, sıch eine eigene Meınung bilden, wırd dadurch be-
hindert, aber FSt nıcht beendet worden. Brahm kommt 1n elıner nNntersu-
chung dem Ergebnis: „ Wenn CS auch 1n der SowJetunion VO  3 heute keine
publizierte öftentliche Meıinung o1bt, ergibt sıch doch AaUS den verschiedenen
Stimmen, die sıch ZUuUr China-Frage geadußert haben, da{fß Z mındesten die
wJetische Intelligenzija dabe;j ISt. sıch Jenselts der sowJetischen Zeitungsinforma-tionen eine eigene Meınung bilden.“ 13

Das Thema „OÖftentliche Meınung“ beschäftigt nıcht 36088 die Parteitunktio-
nare, sondern auch die Wıssenschaftler 1n der SowJetunion. SowjJetische Ver-
öffentlichungen gehen W1e selbstverständlich VO der Behauptung Aaus, da{ß die
offiziel]l veröftentlichte Meınung identisch se1 MIt der Meınung der Bevölkerung.
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ber selbst der überzeugteste Funktionär 1St sıch klar darüber, da das nıcht
stimmt. Miıt Besorgni1s registriert INan, besonders be] Jugendlichen, eınen DC-sprochenen Zynısmus. Gerade 1n den etzten Jahren zeıgen sowJetische Unter-
suchungen, da das bisherige System der Meınungslenkung un der Informa-
tionspolıtik nıcht effektiv 1St

Das durchbrochene Informationsmonopol
Natürlich yehen die Informationen 1n der SowjJetunion durch das Filter der

Nachrichtenagentur bzw der Zensur. Nıchts darf gemeldet werden, W 4s die
Überlegenheit des soz1alıstischen Systems ın Frage stellen könnte. Und WeNn
elne kritische Kampagne läuft, die sıch mMI1t Mifßständen 1m eigenen Bereıich be-
faßt, annn 1St S1e VO oben befohlen, die langanhaltende Kampagne D
CN die verheerende Trunksucht 1n der SowjJetunion.

Informationen ber bürgerliche Staaten werden einmal ach der Ideologieautfbereitet, Z anderen nach den augenblicklichen Beziehungen den „Kapı-talıstischen“ Staaten. Der Meıinungsschwenk gegenüber der BundesrepublikDeutschland, AUsSs Anlaß des Besuchs VO  en Breschnew 1n Bonn, 1St ein Musterbei-
spıel] dafür Unverändert bleihbt jedoch im Hıntergrund immer die 'These be-
stehen, daß die „kapıtalistischen Staaten“ Hort der Ausbeutung sind, dem Un=
tergang geweıht. Asf och schwieriger 1St jedoch die Nachrichtenverarbeitung
VO  z Informationen, die den Eurokommunismus betrefftfen. Selbst die absur-
desten Vertälschungen lassen ein Körnchen Wahrheit erkennen, 7zumal SOoWJet-
bürger X gelernt haben, zwıschen den Zeilen lesen.

Das Informationsmonopol der Sowjetunion 1St jedoch durch die Rundfunk-
sendungen AUS dem Ausland durchbrochen. Und die ausländischen Touristen
sind nıcht LLUFr erwünschte Devisenbringer, sondern auch 1m Besitz VO  e Informa-
tıonen, die ihnen VO  S wıißbegierigen Sowjetbürgern beharrlich abgefragt wer-
den Schon der Katalog elines westlichen Versandhauses birgt eine Fülle VO  3 In-
formationen ber den Lebensstandard 1n einem „kapitalistischen“ Land Die
Programme VON „Radıo Liberty“ csollen 1im Lauf eines Monats eLw2 VO  e} 30 bis

Millionen Sowjetbürgern gehört werden. Zwar werden ‚Radıo Liberty“ und
die „Stimme Israels“ stark gestOrt, da{fß S$1e 1Ur 1n ländlichen Gebieten hö-
ren sınd ber ohne besondere Schwierigkeiten ann INan „.Voıice of Amerıica“,
die „Deutsche Welle“ un AB hören.

Eın Schweizer Journalıst berichtete kürzlich, WI1Ie plötzlich 1m Wartesaal des
Leningrader Bahnhofs in Moskau ber Lautsprecher die „Stimme Amerikass
hören Wa  —$ Der Beamte hatte offensichtlich für seinen Eıgenbedarf den Aus-
landssender eingestellt und vergesscCh, den Lautsprecher für das Publikum AUS-
zuschalten. Die sowjetischen Machthaber werden 6S in Zukunft nıcht eichter
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haben Es se1l denn, N gelingt der Sowjetregierung, Vereinbarungen schließen,
die den freien FElu(ß VO  e Intormatıonen durch Staatsfilter presscnh. Damıt ware
die KSZE-Akte FLUN Fetzen Papıer gemacht.
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